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Anhang 10 

Allgemeine Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket (bundesweite Rege-

lungen) 

 

Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket 

1. Grundsatz 

Das Deutschlandticket ist ein von der Bundesrepublik Deutschland und den Bundes-

ländern gefördertes deutschlandweit gültiges Tarifangebot im Schienenpersonennah-

verkehr (SPNV) und im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). Es gilt ab dem 1. 

Mai 2023. 

Die hier festgelegten Tarifbestimmungen gelten für das Deutschlandticket und sind 

von allen teilnehmenden Verkehrsunternehmen des SPNV und des ÖPNV in 

Deutschland verbindlich anzuwenden. Diese Tarifbestimmungen ergänzen die beste-

henden Tarif- und Beförderungsbedingungen der teilnehmenden Verkehrsverbünde, 

der Landestarife und des Deutschlandtarifs sowie die Beförderungsbedingungen der 

teilnehmenden Eisenbahn-Verkehrsunternehmen des SPNV und der teilnehmenden 

Verkehrsunternehmen des ÖPNV, soweit sich aus den folgenden Regelungen nichts 

anderes ergibt. 

Für die Ausgabe des Deutschlandtickets gelten die Bedingungen des vertragshalten-

den Verkehrsunternehmens. 

2. Fahrtberechtigung, Nutzungsbedingungen und Geltungsbereich 

Das Deutschlandticket berechtigt im jeweiligen Geltungszeitraum zur unbegrenzten 

Nutzung der Züge des SPNV im tariflichen Geltungsbereich des Deutschlandtarifs in 

der 2. Wagenklasse sowie der sonstigen Verkehrsmittel des ÖPNV im räumlichen 

Geltungsbereich der Tarife der teilnehmenden Verkehrsunternehmen, Verkehrsver-

bünde und Landestarifgesellschaften. Dies schließt im Ausland liegende Geltungsbe-

reiche mit ein, soweit das eigene Tarifgebiet des jeweiligen Verbundes/Unterneh-

mens sich aufgrund entsprechender Vereinbarung auf das im Ausland liegende Ge-

biet erstreckt . Zum ÖPNV gehört die Beförderung mit Straßenbahnen und Obussen 

im Sinne des Personenbeförderungs-gesetzes sowie mit Kraftfahrzeugen im Linien-

nahverkehr nach den §§ 42 und 44 PBefG. Liniennahverkehre nach § 43 PBefG fal-

len insoweit unter den Geltungsbereich, sofern sie gemäß § 2 Absatz 4 PBefG allge-

mein zugänglich sind. 

Das Deutschlandticket gilt nicht in Verkehrsmitteln, die überwiegend zu touristischen 

oder historischen Zwecken betrieben werden. 
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Die Nutzung von Zügen des Fernverkehrs mit dem Deutschlandticket ist grundsätz-

lich ausgeschlossen. Hiervon abweichende Regelungen (z.B. im Rahmen von Integ-

rationskonzepten) werden im Geltungsbereich des Deutschlandtickets für den Schie-

nenverkehr bekanntgegeben. 

Das Deutschlandticket ist nicht übertragbar und wird als persönlicher Fahrausweis 

ausgegeben, der mindestens den Namen und Vornamen sowie das Geburtsdatum 

des Fahrgastes beinhaltet. Dieser Fahrausweis wird in Form einer Chipkarte und als 

Handyticket ausgegeben. Das Deutschlandticket kann von den Vertrag haltenden 

Unternehmen, die das Deutschlandticket über eine Chipkarte als Trägermedium be-

reitstellen, vorläufig bis zur Auslieferung bzw. Bereitstellung des digitalen Tickets, 

längstens bis zum 31.12.2023 als digital kontrollierbares Papierticket (mit Barcode) 

ausgegeben werden. Ein als Papierticket ausgegebenes Deutschlandticket gilt für 

maximal einen Kalendermonat. Zur Legitimation ist ein amtliches Lichtbilddokument 

mitzuführen und bei Kontrollen vorzuzeigen. 

Das Deutschlandticket beinhaltet keine unentgeltliche Mitnahme von Personen über 

6 Jahren. 

Das Deutschlandticket berechtigt ausschließlich zur Nutzung der 2. Wagenklasse. 

Ein Übergang in die 1. Wagenklasse ist innerhalb der Geltungsbereiche von Ver-

kehrsverbünden, Landestarifen und des Deutschlandtarifs nach den jeweiligen Tarif-

bestimmungen möglich. 

Für die Mitnahme eines Fahrrades ist ein reguläres Fahrradkartenangebot zu erwer-

ben, soweit die Fahrradmitnahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist. 

Für die Mitnahme eines Hundes ist ein reguläres Fahrkartenangebot zu erwerben, 

soweit die Mitnahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist. 

3. Vertragslaufzeit und Kündigung 

Das Deutschlandticket kann an den von den Verkehrsunternehmen, Verkehrsverbün-

den und Landestariforganisationen für Abonnement-Produkte eingerichteten Ver-

kaufsstellen bzw. über deren Vertriebskanäle erworben werden. 

Das Deutschlandticket wird im Abonnement ausgegeben. Der Einstieg ins Abonne-

ment ist jeweils zum Ersten eines Monats möglich. 

Das Abonnement wird für unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann monatlich ge-

kündigt werden. Die Kündigung muss dabei bis zum 10. eines Monats zum Ende des 

jeweiligen Kalendermonats erfolgen. Das Deutschlandticket gilt im Falle einer Kündi-

gung bis Betriebsschluss nach dem Ende des letzten Tages dieses Kalendermonats, 

längstens jedoch bis 3.00 Uhr des Folgetags. 

Neben der monatlichen Kündbarkeit kann in Verbindung mit anderen Produkten im 

Bereich des Personenverkehrs auch eine feste Laufzeit von 12 Monaten angeboten 

werden. 
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4. Beförderungsentgelt 

Der Preis für das Deutschlandticket im Abonnement beträgt 49,00 EUR pro Monat 

bei monatlicher Zahlung. Eine jährliche Zahlung des zwölffachen Monatsbetrages 

kann angeboten werden. 

Bei Verkehren, die nur auf Anforderung verkehren (z. B. On-demand-Verkehr, Anruf-

Sammeltaxi, Rufbus) sowie bei täglich verkehrenden Eisenbahnen mit besonderen 

Betriebsformen (z. B. Schmalspurbahnen mit Dampftraktion) kann ein Zuschlag nach 

den örtlichen Tarifbestimmungen erhoben werden. 

5. Jobticket 

Das Deutschlandticket kann als rabattiertes Jobticket angeboten werden. 

Dieses Jobticket kann von Mitarbeitenden genutzt werden, deren Arbeitgeber mit ei-

nem teilnehmenden Verkehrsverbund oder Verkehrsunternehmen eine Vereinbarung 

über den Erwerb des Deutschland-Jobtickets abgeschlossen hat. Arbeitgeber im 

Sinne dieser Bestimmung können Unternehmen, Verwaltungen, Behörden und sons-

tige Institutionen sein. 

Der Fahrpreis für das Deutschlandticket als Jobticket ist der Fahrpreis nach Abschnitt 

4 abzüglich 5% Rabatt. Voraussetzung für den Rabatt ist, dass der Arbeitgeber einen 

Zuschuss zum Jobticket leistet, der mindestens 25% des Fahrpreises gemäß Ab-

schnitt 4 beträgt. 

6. Fahrgastrechte 

Für Fahrten im Eisenbahnverkehr gelten die Fahrgastrechte gem. Teil A Nr. 8 der 

Tarifbedingungen des Deutschlandtarifs sowie Teil C Nr. 8 der Tarifbedingungen für 

Zeitkarten im Deutschlandtarif in ihrer jeweils genehmigten und veröffentlichten Fas-

sung, abrufbar im Internet unter www.deutschlandtarif-verbund.de. 
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Anhang 10a 

Vertragsbedingungen für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV 

(elektronische Fahrkarte auf Chipkarte) 

(1) 1Vertriebspartner im MVV für das Deutschlandticket im Abonnement mit monatli-

cher Zahlungsweise sind derzeit:  

- DB Vertrieb GmbH (im Auftrag von DB Regio AG / S-Bahn München und  

     DB RegioNetz Verkehrs GmbH) 

- Münchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)  

2Der Kunde kann den Vertriebspartner frei wählen. 3Vertragspartner des Kunden ist 

der jeweilige Vertriebspartner. 

(2) 1Der Abonnementvertrag gilt für eine unbestimmte Zeit. 2Die Abonnements werden 

als elektronische Fahrkarte auf Chipkarte ausgegeben. 

(3) 1Das Abonnement wird als persönliche Zeitkarte angeboten. 2In den elektronischen 

Fahrkarten auf Chipkarte sind neben der räumlichen Gültigkeit der Vorname und der 

Name (maskiert) sowie das Geburtsdatum des Inhabers gespeichert. 3Zur Identifika-

tion muss bei allen Abonnements ein gültiger amtlicher Lichtbildausweis mitgeführt und 

bei einer Fahrkartenkontrolle mit vorgezeigt werden. 

(4) Bei der monatlichen Zahlungsweise des Abonnements sind die Beträge jeweils 

zum Ersten des Monats fällig.  

(5) 1Bei Tarifänderungen werden die Abbuchungsbeträge bei der monatlichen Zah-

lungsweise ab dem Änderungszeitpunkt entsprechend angepasst. 2Eine gesonderte 

Mitteilung erfolgt nicht. 

(5a) 1Ändert sich im Rahmen einer Tarifänderung nicht nur der Preis, sondern auch 

die Nutzungsmodalitäten (örtlicher Geltungsbereich, berechtigter Personenkreis und/ 

oder Geltungsdauer) für das Deutschlandticket, können die vorliegenden Vertragsbe-

dingungen angepasst werden; dies gilt insbesondere für die Regelungen der Absätze 

4 und 5. 2Gleiches gilt für den Fall, dass einzelne Varianten des Deutschlandtickets 

abgeschafft werden. 3Die betroffenen Kunden werden vom jeweiligen Vertriebspartner 

über die Anpassungen der Vertragsbedingungen rechtzeitig informiert. 4Das Abonne-

ment kann bei Anpassungen der Vertragsbedingungen unbeschadet des Absatzes 8 

mit einer Frist von einem Monat in Textform gekündigt werden. 

(6) 1Voraussetzung für die Teilnahme am Abonnement ist die Erteilung eines SEPA-

Lastschriftmandats. 2Abweichend von der für das SEPA-Basislastschriftverfahren üb-

licherweise geltenden Pre-Notification von 14 Tagen, wird eine Vorabankündigungs-

pflicht von zwei Tagen für die Durchführung von Lastschriften vereinbart. 3Eine geson-

derte Mitteilung über die Abbuchung erfolgt nicht.  

(7) Sollte die Chipkarte mit der elektronischen Fahrkarte nicht innerhalb einer Woche 

vor Vertragsbeginn beim Kunden eingetroffen sein, ist dieser gehalten, den jeweiligen 

Vertriebspartner hiervon in Textform zu informieren. 
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(8) 1Das Abonnement kann jederzeit bis zum 10. eines Monats zum Monatsende in 

Textform gekündigt werden. 2Nach Wirksamwerden der Kündigung des Abonnements 

erlischt die Fahrtberechtigung der elektronischen Fahrkarte auf Chipkarte. 

(9) 1Bei Verlust der Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte wird gegen einen Kosten-

beitrag von bis zu 15,00 Euro eine neue Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte aus-

gestellt und dem Kunden zur Verfügung gestellt. 2Dem jeweiligen Vertriebspartner als 

verloren oder gestohlen gemeldete Chipkarten mit elektronischer Fahrkarte werden 

gesperrt. 

(10) 1Änderungen von Adresse und Bankverbindung sind dem jeweiligen Vertriebs-

partner unverzüglich, d.h. bis spätestens zum Zehnten eines Monats, soweit die Än-

derung noch für den nachfolgenden Monat wirken soll, mitzuteilen. 2Änderungen kön-

nen persönlich oder in Textform mitgeteilt werden. 

(11) 1Kann ein Monatsbetrag mangels Kontodeckung nicht abgebucht werden oder 

wird die Einzugsermächtigung widerrufen, kann das Abonnement vom jeweiligen Ver-

triebspartner unter Fristsetzung gekündigt und die elektronische Fahrkarte auf Chip-

karte gesperrt werden. 2Für Rücklastschriften, die im Rahmen dieser vom Kunden zu 

vertretende Kündigung anfallen, wird ein Bearbeitungsentgelt von 5,00 Euro je Rück-

lastschrift erhoben. 3Anfallende Bankgebühren gehen zu Lasten des Kunden. 4Die aus-

stehenden Beträge für den Nutzungszeitraum und gegebenenfalls zusätzliche Gebüh-

ren sind auszugleichen. 

(12) 1Kann der Kunde seine Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte bei einer Fahrkar-

tenkontrolle nicht vorlegen, ist das erhöhte Beförderungsentgelt in voller Höhe zu be-

zahlen. 2Der Betrag ermäßigt sich auf die in den Tarifbestimmungen festgelegte Höhe, 

wenn die Fahrkarte innerhalb von 14 Tagen bei einem Kundencenter/Reisezentrum 

des jeweiligen Vertriebspartners vorgelegt wird. 

(13) 1Ist eine elektronische Fahrkarte auf Chipkarte mit dem Kontrollgerät nicht aus-

lesbar, so wird dem Fahrgast eine Zahlungsaufforderung über ein erhöhtes Beförde-

rungsentgelt gemäß § 9 der Beförderungsbedingungen ausgestellt. 2Die Chipkarte mit 

elektronischer Fahrkarte kann durch das Prüfpersonal eingezogen werden. 3Der Fahr-

gast ist verpflichtet, sich binnen 14 Tagen, beginnend mit dem Tag nach dem Feststel-

lungstag, mit dem jeweiligen Vertriebspartner der Chipkarte und der elektronischen 

Fahrkarte in Verbindung zu setzen. 4Sofern zum Kontrollzeitpunkt eine Chipkarte mit 

gültiger elektronischer Fahrkarte vorlag, wird die Zahlungsaufforderung ohne weitere 

Kosten für den Fahrgast eingestellt. 5Kommt der Fahrgast dieser Verpflichtung nicht 

nach, ist die Zahlungsaufforderung des erhöhten Beförderungsentgeltes in voller Höhe 

zu zahlen.  

(14) Wird eine Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte entgegen den Vorschriften der 

Beförderungsbedingungen oder des Beförderungstarifs benutzt, ist diese ungültig und 

kann eingezogen werden. 

(15) Der jeweilige Vertriebspartner ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei früheren 

Abonnements Zahlungsunregelmäßigkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-

nahme am Lastschriftverfahren auszuschließen.  
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Anhang 10b 

Vertragsbedingungen für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV 

(elektronische Fahrkarte als HandyTicket) 

(1) 1Vertriebspartner für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV mit monatli-

cher Zahlungsweise sind derzeit:  

- DB Vertrieb GmbH (im Auftrag von DB Regio AG / S-Bahn München und  

     DB RegioNetz Verkehrs GmbH) 

- Münchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)  

- Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV) im Auftrag der Landkreise im MVV 

2Der Kunde kann den Vertriebspartner frei wählen. 3Vertragspartner des Kunden ist 

der jeweilige Vertriebspartner. 

(2) 1Der Abonnementvertrag gilt für eine unbestimmte Zeit. 2Die elektronische Fahr-

karte als HandyTicket kann nur in der jeweiligen App des Vertriebspartners genutzt 

werden, mit dem ein Vertragsverhältnis besteht. 

(3) 1Das Abonnement als HandyTicket wird als persönliche Zeitkarte angeboten. 2In 

den elektronischen Fahrkarten als HandyTicket sind neben der räumlichen Gültigkeit 

der Vorname und der Name sowie das Geburtsdatum des Inhabers gespeichert. 3Zur 

Identifikation muss ein gültiger amtlicher Lichtbildausweis mitgeführt und bei einer 

Fahrkartenkontrolle mit vorgezeigt werden. 

(4) 1Bei der monatlichen Zahlungsweise des Abonnements sind die Beträge jeweils 

mit der monatlichen Bereitstellung des Deutschlandtickets fällig. 

(5) 1Bei Tarifänderungen werden die Abbuchungsbeträge bei der monatlichen Zah-

lungsweise ab dem Änderungszeitpunkt entsprechend angepasst. 2Eine gesonderte 

Mitteilung erfolgt nicht. 

(5a) 1Ändert sich im Rahmen einer Tarifänderung nicht nur der Preis, sondern auch 

die Nutzungsmodalitäten (örtlicher Geltungsbereich, berechtigter Personenkreis und/ 

oder Geltungsdauer) für das Deutschlandticket, können die vorliegenden Vertragsbe-

dingungen angepasst werden; dies gilt insbesondere für die Regelungen der Absätze 

4 und 5. 2Gleiches gilt für den Fall, dass einzelne Varianten des Deutschlandtickets 

abgeschafft werden. 3Die betroffenen Kunden werden vom jeweiligen Vertriebspartner 

über die Anpassungen der Vertragsbedingungen rechtzeitig informiert. 4Das Abonne-

ment kann bei Anpassungen der Vertragsbedingungen unbeschadet des Absatzes 8 

mit einer Frist von einem Monat in Textform gekündigt werden. 

(6) 1Als Standard-Zahlungsmethode gilt das SEPA-Basislastschriftverfahren. 2Abwei-

chend von der für das SEPA-Basislastschriftverfahren üblicherweise geltenden Pre-

Notification von 14 Tagen, wird eine Vorabankündigungspflicht von zwei Tagen für die 
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Durchführung von Lastschriften vereinbart. 3Eine gesonderte Mitteilung über die Ab-

buchung erfolgt nicht. 4Die Vertriebspartner können über das SEPA-Basislastschrift-

verfahren hinaus weitere Zahlungsmethoden anbieten. 

(7) 1Die elektronische Fahrkarte als HandyTicket wird als monatliche Fahrtberechti-

gung bereitgestellt. 2Nach dem einmaligen Hinzufügen zum Endgerät erfolgt die Be-

reitstellung jeder weiteren elektronischen Fahrkarte rechtzeitig vor Beginn des nächs-

ten Monats. 3Der Nutzer ist selbst dafür verantwortlich, vor Fahrtantritt zu prüfen, ob 

er eine gültige Fahrtberechtigung besitzt.  

(8) 1Das Abonnement kann jederzeit bis zum 10. eines Monats zum Monatsende in 

Textform gekündigt werden. 2Nach Wirksamwerden der Kündigung des Abonnements 

erlischt die Fahrtberechtigung der elektronischen Fahrkarte als HandyTicket. 

(9) 1Das HandyTicket ist aus Sicherheitsgründen technisch einem mobilen Endgerät 

zugeordnet. 2Für besondere Fälle wie zum Beispiel Reparatur oder Neukauf eines Ge-

räts lässt sich jedes einzelne Ticket bis zu zwei Mal pro Monat auf ein anderes mobiles 

Endgerät übertragen.  

(10) 1Änderungen von Adresse und Bankverbindung sind dem jeweiligen Vertriebs-

partner unverzüglich, d.h. bis spätestens zum Zehnten eines Monats, soweit die Än-

derung noch für den nachfolgenden Monat wirken soll, mitzuteilen. 2Änderungen kön-

nen persönlich oder in Textform mitgeteilt werden. 

(11) 1Kann ein Monatsbetrag mangels Kontodeckung nicht abgebucht werden oder 

wird die Einzugsermächtigung widerrufen, kann das Abonnement vom jeweiligen Ver-

triebspartner unter Fristsetzung gekündigt und die elektronische Fahrkarte als Handy-

Ticket gesperrt werden. 2Für Rücklastschriften, die im Rahmen dieser vom Kunden zu 

vertretende Kündigung anfallen, wird ein Bearbeitungsentgelt von 5,00 Euro je Rück-

lastschrift erhoben. 3Anfallende Bankgebühren gehen zu Lasten des Kunden. 4Die aus-

stehenden Beträge für den Nutzungszeitraum und gegebenenfalls zusätzliche Gebüh-

ren sind auszugleichen. 

(12) 1Kann der Kunde sein HandyTicket mit elektronischer Fahrkarte bei einer Fahr-

kartenkontrolle nicht vorlegen, ist das erhöhte Beförderungsentgelt in voller Höhe zu 

bezahlen. 2Der Betrag ermäßigt sich auf die in den Tarifbestimmungen festgelegte 

Höhe, wenn die Fahrkarte innerhalb von 14 Tagen bei einem Kundencenter/Reise-

zentrum des jeweiligen Vertriebspartners vorgelegt wird. 

(13) 1Ist eine elektronische Fahrkarte mit dem Kontrollgerät nicht auslesbar, so wird 

dem Fahrgast eine Zahlungsaufforderung über ein erhöhtes Beförderungsentgelt ge-

mäß § 9 der Beförderungsbedingungen ausgestellt. 2Der Fahrgast ist verpflichtet, sich 

binnen 14 Tagen, beginnend mit dem Tag nach dem Feststellungstag, mit dem jewei-

ligen Vertriebspartner der elektronischen Fahrkarte in Verbindung zu setzen. 3Sofern 

zum Kontrollzeitpunkt ein persönliches HandyTicket mit gültiger elektronischer Fahr-
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karte vorlag, wird die Zahlungsaufforderung ohne weitere Kosten für den Fahrgast ein-

gestellt. 4Kommt der Fahrgast dieser Verpflichtung nicht nach, ist die Zahlungsauffor-

derung des erhöhten Beförderungsentgeltes in voller Höhe zu zahlen.  

(14) Wird die elektronischer Fahrkarte als HandyTicket entgegen den Vorschriften der 

Beförderungsbedingungen oder des Beförderungstarifs benutzt, ist die elektronische 

Fahrkarte ungültig und kann gesperrt werden.  

(15) Der jeweilige Vertriebspartner ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei früheren 

Abonnements Zahlungsunregelmäßigkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-

nahme am Lastschriftverfahren auszuschließen. 
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Anhang 10c 

Vertragsbedingungen für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV 

(gedruckte Fahrkarten) 

(1) 1Vertriebspartner für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV mit monatli-

cher Zahlungsweise sind derzeit:  

- DB Vertrieb GmbH (im Auftrag von DB Regio AG / S-Bahn München und  

     DB RegioNetz Verkehrs GmbH) 

- Münchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)  

2Der Kunde kann den Vertriebspartner frei wählen. 3Vertragspartner des Kunden ist 

der jeweilige Vertriebspartner. 

(2) Der Abonnementvertrag gilt für eine unbestimmte Zeit. 

(3) 1Das Abonnement wird als persönliche Zeitkarte angeboten. 2Auf den Zeitkarten 

sind neben der räumlichen Gültigkeit der Vorname und der Name des Inhabers ange-

geben. 3Zur Identifikation muss ein amtlicher Lichtbildausweis mitgeführt und bei einer 

Fahrkartenkontrolle mit vorgezeigt werden. 

(4) Der Abonnent erhält jeweils eine Fahrkarte für einen Monat. 

(5) Bei der monatlichen Zahlungsweise des Abonnements sind die Beträge jeweils 

zum Ersten des Monats fällig. 

(6) 1Bei Tarifänderungen werden die Abbuchungsbeträge bei der monatlichen Zah-

lungsweise ab dem Änderungszeitpunkt entsprechend angepasst. 2Eine gesonderte 

Mitteilung erfolgt nicht. 

(6a) 1Ändert sich im Rahmen einer Tarifänderung nicht nur der Preis, sondern auch 

die Nutzungsmodalitäten (örtlicher Geltungsbereich, berechtigter Personenkreis und/ 

oder Geltungsdauer) für das Deutschlandticket, können die vorliegenden Vertragsbe-

dingungen angepasst werden; dies gilt insbesondere für die Regelungen der Absätze 

5 und 6. 2Gleiches gilt für den Fall, dass einzelne Varianten des Deutschlandtickets 

abgeschafft werden. 3Die betroffenen Kunden werden vom jeweiligen Vertriebspartner 

über die Anpassungen der Vertragsbedingungen rechtzeitig informiert. 4Das Abonne-

ment kann bei Anpassungen der Vertragsbedingungen unbeschadet des Absatzes 9 

mit einer Frist von einem Monat in Textform gekündigt werden. 

(7) 1Voraussetzung für die Teilnahme am Abonnement ist die Erteilung eines SEPA-

Lastschriftmandats. 2Abweichend von der für das SEPA-Basislastschriftverfahren üb-

licherweise geltenden Pre-Notification von 14 Tagen, wird eine Vorabankündigungs-

pflicht von zwei Tagen für die Durchführung von Lastschriften vereinbart. 3Eine geson-

derte Mitteilung über die Abbuchung erfolgt nicht.  

(8) 1Die Fahrkarten des Abonnements werden als Online Print Ticket angeboten. 2Für 

den Fall, dass die jeweilige Fahrkarte innerhalb einer Woche vor Vertragsbeginn nicht 
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zum Download zur Verfügung steht, ist der Kunde gehalten, den jeweiligen Vertriebs-

partner hiervon in Textform zu informieren. 

(9) Das Abonnement kann jederzeit bis zum 10. eines Monats zum Monatsende in 

Textform gekündigt werden. 

(10) 1Sofern keine Kündigung erfolgt ist, erhält der Kunde ab dem 11. eines Monats 

das Deutschlandticket für den folgenden Monat zum Download angeboten. 2Der 

Kunde ist gehalten, bis eine Woche vor Ablauf der Geltungsdauer den jeweiligen Ver-

triebspartner darüber zu informieren, falls er die neue Fahrkarte noch nicht erhalten 

hat. 

(11) 1Bei Verlust einer Fahrkarte des Abonnements wird gegen einen Kostenbeitrag 

von 5,00 Euro einmalig eine Ersatzkarte für die restliche Geltungsdauer ausgestellt. 

2Ein persönlicher Besuch beim jeweiligen Vertriebspartner ist ggf. notwendig, um eine 

Fahrkarte eines persönlichen Abonnements dort direkt auszuhändigen. 

(12) Dem jeweiligen Vertriebspartner als verloren gemeldete Fahrkarten werden mit 

der Meldung ungültig und sind bei Wiederauffinden unverzüglich zurückzugeben. 

(13) 1Änderungen von Adresse und Bankverbindung sind dem durchführenden Unter-

nehmen unverzüglich, d.h. bis spätestens zum zehnten eines Monats, soweit die Än-

derung noch für den laufenden Monat wirken soll, mitzuteilen. 2Änderungen können 

persönlich oder in Textform mitgeteilt werden. 

(14) 1Kann ein Monatsbetrag mangels Kontodeckung nicht abgebucht werden oder 

wird die Einzugsermächtigung widerrufen, kann das Abonnement vom jeweiligen Ver-

triebspartner unter Fristsetzung gekündigt werden. 2Für Rücklastschriften, die im Rah-

men dieser vom Kunden zu vertretende Kündigung anfallen, wird ein Bearbeitungsent-

gelt von 5,00 Euro je Rücklastschrift erhoben. 3Der Kunde hat in diesem Fall die Mög-

lichkeit, das Abonnement zurückzugeben oder den Restbetrag bis zum Ende der Gel-

tungsdauer in einer Summe zu bezahlen (Absatz 16 gilt entsprechend). 4Anfallende 

Bankgebühren gehen zu Lasten des Kunden. 

(15) 1Eine Ratenzahlung der ausstehenden Beträge ist nur bei Rückgabe der Zeit-

karte(n) möglich. 2Ein Zahlungsaufschub für einzelne Monatsbeträge ist generell aus-

geschlossen. 

(16) 1Mit Kündigung des Abonnements wird die Zeitkarte ungültig und ist bis zum fünf-

ten Tag nach Wirksamwerden der Kündigung oder des Umtausches beim jeweiligen 

Vertriebspartner zurückzugeben. 2Solange die Zeitkarte nicht zurückgegeben worden 

ist, ist für jeden begonnenen Monat der volle Monatspreis zu zahlen. 

(17) 1Kann der Kunde seine Fahrkarte bei einer Fahrkartenkontrolle nicht vorlegen, ist 

das erhöhte Beförderungsentgelt in voller Höhe zu bezahlen. 2Der Betrag ermäßigt 

sich auf die in den Tarifbestimmungen festgelegte Höhe, wenn die Fahrkarte innerhalb 

von 14 Tagen bei einem Kundencenter/ Reisezentrum des jeweiligen Vertriebspart-

ners vorgelegt wird. 
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(18) Der jeweilige Vertriebspartner ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei früheren 

Abonnements Zahlungsunregelmäßigkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-

nahme am Lastschriftverfahren auszuschließen. 

 

  




